
 

Auszug aus dem substanziellen Protokoll 
26. Ratssitzung vom 3. Dezember 2014 
 
 
 
564. 2013/368 

Bericht der Geschäftsprüfungskommission (GPK) vom 03.11.2014: 
Missstände in der Führung des ewz im Zusammenhang mit den sexuellen Belästi-
gungen, Untersuchung und Bericht durch die Geschäftsprüfungskommission 
(GPK) 

  
Antrag der Kommission: 
 
4. Vom Bericht der GPK in Erfüllung des gemeinderätlichen Auftrags gemäss GRB 

4454 (GR Nr. 2013/368) und der Stellungnahme wird Kenntnis genommen. 
5. Der Stadtrat wird beauftragt, die im Bericht enthaltenen Empfehlungen zu prüfen und 

der GPK in einem Jahr über deren Umsetzung Bericht zu erstatten.  
 
Beratungsgrundlage: 
• Bericht und Anträge vom 3. November 2014 der Geschäftsprüfungskommission 

(GPK) 
 
Referentin zur Vorstellung des Berichts:  
 
Renate Fischer (SP): Vor einem Jahr erhielt die GPK den Auftrag, die Situation in der 
Führung des ewz im Zusammenhang mit sexuellen und sexistischen Belästigungen an 
verschiedenen Mitarbeiterinnen zu untersuchen. Der Bericht sollte insbesondere die 
Rolle der involvierten Stadträte, der Führung des ewz, der Ombudsfrau sowie der Fach-
stelle für Gleichstellung beleuchten. Ebenso forderte der Gemeinderat Auskunft zum 
Betriebsklima im ewz sowie zu bereits getroffenen Massnahmen. Am 25. November 
2013 wurde eine Sonderkommission für die Untersuchung einberufen. Die erste Sitzung 
fand anfangs Dezember 2013 statt. An dieser Sitzung wurde eine Liste mit sämtlichen 
benötigten Dokumenten zusammengestellt. Die Dokumente waren ab Ende Januar ver-
fügbar. Viele Dokumente lagen in unterschiedlichen Versionen vor. Da zahlreiche As-
pekte behandelt werden mussten, bearbeitete die Sonderkommission die Problemstel-
lungen in Kleingruppen. In jeder Gruppe gab es Mitglieder aus dem rechten und linken 
Lager. Es wurde ein zeitlicher Ablauf erstellt, die aufkommenden Fragen wurden ge-
sammelt, Widersprüche und Lücken wurden ebenfalls gesammelt. Aufgrund dieser In-
formationen wurden die zu befragenden Personen bestimmt. Bis zum Ende der Legisla-
turperiode im Mai wurden elf Personen befragt und ein erstes Fazit gezogen. In der 
neuen Legislaturperiode erarbeiteten die fünf bisherigen Mitglieder der GPK aufgrund 
der bisherigen Erkenntnisse einen Berichtsentwurf zuhanden der ganzen GPK. Dieser 
Bericht wurde am 1. September in der GPK bereinigt und am 8. September verabschie-
det. Der Stadtrat nahm anschliessend zu diesem Bericht Stellung. Im April 2012 meldete 
sich eine Frau bei der Fachstelle für Gleichstellung und berichtete über diverse Vorfälle 
von nicht tolerierbaren verbalen Äusserungen. Im Mai erfolgte ein zweites Gespräch, an 
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dem auch eine Kollegin anwesend war, die Ähnliches erlebt hatte. Auch die Vertrauens-
person des ewz wurde beigezogen. Die Fachstelle beurteilte die Vorfälle als systemati-
sche sexuelle Belästigung. Dies konnte durch die Untersuchung nicht vollumfänglich 
bestätigt werden. Im August konfrontierte die Frau ohne Begleitung einer Fachperson 
ihre Vorgesetzten direkt mit den Vorwürfen. Eine Woche später fand ein weiteres Ge-
spräch statt, bei dem die Frau von einer Arbeitskollegin begleitet wurde. Dieses Ge-
spräch eskalierte. Die Frau meldete sich beim Direktor des ewz, der sich umgehend bei 
ihr meldete. Sie verwies ihn an die Fachstelle, die ihm aufgrund der Schweigepflicht 
keine direkte Auskunft geben konnte. Empfohlen wurde eine sofortige räumliche Tren-
nung und eine allfällige Administrativuntersuchung. Die Administrativuntersuchung ver-
zögerte sich, die Frauen wurden schlecht betreut. Zwei Frauen erkrankten während die-
ser Untersuchung. Die Frau, die beim Gespräch mit dem Vorgesetzten als Begleitper-
son dabei war, wurde nach Hause geschickt und erhielt für die Zeitdauer der Untersu-
chung keine Ersatzarbeitsstelle. In der Administrativuntersuchung wurde festgestellt, 
dass sich die Frauen zu Recht beschwert hatten. Das Problem wurde jedoch nicht an 
einer einzelnen Person festgemacht. Der Bericht empfiehlt, die Haltung der Mitarbeiten-
den gegenüber Frauen zu thematisieren und darauf hinzuarbeiten, dass ein respektvol-
ler und unbefangener Umgang möglich wird. Die in den Medien gemachten Aussagen 
zum schlechten Betriebsklima in der betroffenen Abteilung konnten relativiert werden. 
Durch Aussagen der Frauen konnte der vom schlechten Betriebsklima betroffene Per-
sonenkreis eingeschränkt werden. Die Aussagen zum respektlosen informellen Umgang 
beziehen sich allesamt auf Führungspersonen im Umfeld der betroffenen Frauen. Auch 
eine Mitarbeiterbefragung aus dem Jahr 2013 stützt diese Aussagen. Im Juli 2013 un-
terzeichneten die Frauen eine Auflösungsvereinbarung. Alle betroffenen Frauen sagten 
aus, dass die Situation während der Untersuchung viel schlimmer gewesen sei, als die 
eigentlichen Vorfälle. Die Unklarheit in den Abläufen und der eigentliche Untersu-
chungsverlauf wurden als Hauptursachen für diesen Eindruck identifiziert. Deshalb legte 
die GPK einen Schwerpunkt ihrer Untersuchung auf den Ablauf nach der Meldung der 
Vorfälle. Artikel 68 des Personalrechts wurde laut GPK nicht eingehalten. Insbesondere 
wurden Mitarbeiterinnen nicht vor sexuellen Belästigungen geschützt, ebenfalls wurde 
der Grundsatz, dass für Mitarbeitende, die auf diese Weise behelligt werden, keine 
Nachteile entstehen dürfen, nicht eingehalten. Die Ausführungsbestimmungen führen 
aus, dass die Verantwortung dafür bei der Führung des ewz liegt. Im Vordergrund für 
die GPK stand die Frage, zu welchen Zeitpunkt andere Handlungsoptionen offen ge-
standen wären, die einen positiven Einfluss auf den Verlauf gehabt hätten. Da die ver-
schiedenen mündlichen Meldungen der Frauen nicht dokumentiert wurden, empfehlen 
wir das schriftliche Festhalten der Vorfälle. Es ist wichtig, dass bei Beschwerden gehan-
delt wird und dies auch für die Beschwerdeführenden sichtbar wird. Wir weisen im Be-
richt darauf hin, dass sich die Beschuldigten beim Opfer entschuldigen müssen, wie dies 
im neuen Merkblatt des ewz zu sexuellen oder sexistischen Belästigungen vorgesehen 
ist. Das lange Verfahren der Administrativuntersuchung und die schlechte Betreuung 
der Betroffenen während dieser Untersuchung führte zu den meisten Empfehlungen. 
Vor der Anordnung einer Administrativuntersuchung sollten immer auch die Alternativen 
geprüft werden. Auch wenn es keine unvorhergesehenen Vorfälle gibt, dauert ein sol-
ches Verfahren sehr lange. Ursprünglich waren drei Monate eingeplant. Deshalb emp-
fiehlt die GPK, es zunächst mit einer Vermittlung zu versuchen. Sollte es dennoch zu 
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einer Administrativuntersuchung kommen, ist ein Zeitplan wichtig, der allen Betroffenen 
vorliegt. Wenn sich Verzögerungen abzeichnen, muss die verantwortliche Führungsper-
son einschreiten. Je nach Länge der Verzögerung sind weitere Schutz- oder Betreu-
ungsmassnahmen notwendig. Diese können eine alternative Arbeitsstelle, allenfalls 
auch in anderen städtischen Dienstabteilungen oder Departementen, sein. Wenn es 
nach Scheitern einer Vermittlung zu einer Administrativuntersuchung kommt, ist es in 
dieser Zeit notwendig, eine alternative Arbeitsstelle zu finden, die der Qualifikation der 
Betroffenen entspricht. Einer der betroffenen Frauen wurde telefonisch nur eine Alterna-
tive angeboten, die ihrem Ausbildungsstand nicht entsprach. Die Führungsverantwor-
tung liegt beim zuständigen Vorgesetzten. Wir weisen darauf hin, dass eine Unterstüt-
zung durch die HR- oder die Rechtsabteilung gewährleistet sein muss. Ein weiteres 
Problem war die Kommunikation nach Einleitung der Administrativuntersuchung. Es 
muss vorher mit allen Beteiligten abgesprochen werden, was gesagt wird, wenn Mitar-
beitende von einem Tag auf den anderen nicht mehr an ihren Arbeitsplatz kommen. Im 
vorliegenden Fall waren sehr viele Stellen involviert. Wir hatten den Eindruck, dass sich 
oft nicht alle Beteiligten auf demselben Informationsstand befanden. Wir empfehlen eine 
zentrale Koordination. Eine Person soll bestimmt werden, welche die Anlaufstelle für alle 
Beteiligten darstellt und die den zeitlichen Ablauf im Blick behält. Das Case Manage-
ment wurde zu spät eingeschaltet. Es sollen Massnahmen ergriffen werden, die hier 
eine Verbesserung herbeiführen. Die GPK kommt zum Schluss, dass es auch bei um-
fangreichen Präventionsmassnahmen immer wieder zu Fällen kommen kann, in denen 
sich eine Person diskriminiert fühlt. Wichtig ist, dass in allen Departementen und 
Dienstabteilungen klar ist, wie mit entsprechenden Meldungen umgegangen werden 
soll. Die Zuständigkeiten müssen klar sein und es muss bekannt sein, welche Stellen 
Unterstützung leisten können. Ich möchte im Folgenden auf die Stellungnahme des 
Stadtrats und zwei Kritikpunkte eingehen. Das Gespräch zwischen dem Direktor des 
ewz, dem Personalleiter und den betroffenen Frauen, in dem die Administrativuntersu-
chung beschlossen wurde, finden wir zentral. Den Frauen ging es bei der Meldung der 
Vorfälle darum, dass die umfassenden und teils sexistischen Bemerkungen seitens ver-
schiedener Führungspersonen aufhören. Mit der Administrativuntersuchung verschob 
sich der Fokus von dieser Frage auf diejenige nach dem Schweregrad der gemachten 
Äusserungen. Es vergingen mehrere Monate, bis der Fokus auf das Anliegen der Frau-
en gelegt wurde. Es wurden keine Alternativen zur Administrativuntersuchung präsen-
tiert. Bei dieser Besprechung war niemand anwesend, der Erfahrungen mit Administra-
tivuntersuchungen hatte. Deshalb konnte auch niemand aufzeigen, was eine solche 
Untersuchung in Hinblick auf Zeitdauer und Ablauf bedeutet. Auch die Fachstelle hätte 
keine Unterstützung leisten können. Deshalb empfehlen wir einen Einbezug der Om-
budsstelle. Sie hat bereits heute einen Vermittlungsauftrag mit weitreichenden Kompe-
tenzen und verfügt über Erfahrungen mit Administrativuntersuchungen. Es handelt sich 
hierbei um eine von insgesamt 18 Empfehlungen, die vom Stadtrat geprüft werden sol-
len. Wir nehmen zur Kenntnis, dass gemäss der stadträtlichen Stellungnahme eine Wei-
terbildung der Fachstelle in Bezug auf Vermittlungsgespräche stattfand. Ein weiterer 
Punkt der Stellungnahme betrifft eine Textstelle im Bericht der GPK, die offensichtlich 
missverstanden wurde. Die Fachstelle war im Administrativverfahren nicht als Partei 
involviert. Sie erhielt im Rahmen einer Beratung einen Berichtsentwurf, zu dem alle be-
teiligten Personen hätten Stellung nehmen können. Die Frauen hätten die Möglichkeit 
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gehabt, ihre Rückmeldungen in den Bericht einfliessen zu lassen, wenn die Rückmel-
dung an den zuständigen Anwalt gelangt wäre. Die Kritik der Fachstelle war an den Di-
rektor des ewz gerichtet. Im Brief ist von einem abgeschlossenen Bericht die Rede. Die 
Fachstelle nimmt Stellung zu einem Untersuchungsbericht, der in seiner endgültigen 
Version noch nicht vorlag. Der Schlussbericht wurde erst im März verschickt. Die GPK 
teilt die Einschätzung der Fachstelle, derzufolge im Bericht der Administrativuntersu-
chung die Dokumentation der Verfahrensschritte und die rechtlichen Empfehlungen feh-
len. Dennoch ist es problematisch, dass die Fachstelle zu einem Zeitpunkt, an dem le-
diglich ein Entwurf vorliegt, von einem abgeschlossenen Verfahren spricht. Abschlies-
send möchte ich festhalten, dass die GPK zum Schluss kam, dass auch in Zukunft nicht 
ausgeschlossen werden kann, dass es zu Meldungen wegen sexistischer Belästigun-
gen, Mobbing und dergleichen kommen wird. Auch weitreichende Präventionsmass-
nahmen werden dies nicht verhindern können. Es ist wichtig, dass die Führungsverant-
wortung wahrgenommen wird. Die Stellen, die unterstützend wirken können, müssen 
bekannt sein. Es muss sichergestellt werden, dass ein geordneter Ablauf gewährleistet 
wird und alle Betroffenen ausreichenden Schutz und Unterstützung erhalten. 
 
(Fraktionserklärung siehe Beschluss-Nr. 565/2014) 

 
 Namens des Stadtrats nimmt der Vorsteher des Departements der Industriellen Betriebe 

Stellung. 
 
STR Andres Türler: Ich bedaure die Vorfälle. Sie haben sowohl im ewz als auch in der 
Öffentlichkeit grosses Aufsehen erregt. Die GPK kommt zum Schluss, dass die Sichtung 
der Dokumente und die Befragung der Betroffenen einen anderen Tatbestand zeigen, 
als die öffentliche Diskussion vermuten liess. Im Bericht kommt zum Ausdruck, dass das 
ewz im Vorfeld Präventivmassnahmen traf und umsetzte. 2002 wurde eine Vertrauens-
person bestimmt, 2005 wurden Kommunikationsmassnahmen definiert, um sexuelle 
Belästigung am Arbeitsplatz zu thematisieren. Mitarbeitende wurden informiert und es 
wurde ein Merkblatt erarbeitet. 2008 fand eine Schulung statt, es gab eine Präventions-
kampagne mit Plakaten. Wir als Stadt haben eine Sorgfaltspflicht, wir müssen sexuelle 
Belästigungen verhindern. Der Bericht zeigt auf, wo wir uns verbessern können. Das 
ewz hat die Situation nach Bekanntwerden der Vorfälle geprüft und externe Hilfe hinzu-
gezogen. Es wurden bereits Massnahmen in die Wege geleitet und umgesetzt. Der Be-
richt zeigt Schwachstellen auf, an denen wir arbeiten müssen. Es ist wichtig, dass wir 
bei künftigen Verfahren eine verantwortliche Person bestimmen, welche die Koordinati-
on und Information wahrnimmt, damit sich die betroffenen Personen nicht allein gelas-
sen fühlen. Führungskräfte sind aufgefordert, genau hinzuschauen, Personen, die sich 
zurückziehen, anzusprechen und Verantwortliche zur Rechenschaft zu ziehen. Es ist 
eine laufende Herausforderung für alle Führungskräfte. 
 
Namens des Stadtrats nimmt die Stadtpräsidentin Stellung. 
 
STP Corine Mauch: Der Bericht der GPK wurde durch über längere Zeit andauernde 
und wiederholte sexuelle und sexistische Belästigungen mehrerer Mitarbeiterinnen 
durch mehrere Vorgesetzte im ewz ausgelöst. Der Stadtrat bedauert diese Vorfälle aus-
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serordentlich. Dies darf nicht toleriert werden. Es ist Pflicht der Stadt und aller Vorge-
setzten, sich darum zu bemühen, derartige Vorfälle zu vermeiden. Es geht um die Integ-
rität von und den Respekt vor Mitarbeitenden, die durch solche Vorfälle massiv verletzt 
werden. Wenn dennoch sexuelle und sexistische Belästigungen vorkommen, ist es Auf-
gabe der Führungskräfte in der Verwaltungseinheit, sich dieser Vorfälle anzunehmen. 
Wir können in der Stadt auf ein professionelles Instrumentarium und ein System von 
Anlaufstellen zurückgreifen. Dazu gehören Vertrauenspersonen auf Stufe der Departe-
mente und die Fachstelle für Gleichstellung sowie die Ombudsstelle. Sie helfen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern beim Schutz vor Belästigungen. Sie beraten Führungsper-
sonen, Opfer, Kolleginnen und Kollegen der Opfer sowie die Täter. Die Fachstelle hat in 
diesem komplexen Fall kompetent reagiert. Der Bericht der GPK hält fest, dass die be-
troffenen Frauen die Betreuung durch die Fachstelle sehr schätzten. Die Fachstelle ge-
niesst in Fachkreisen ein hohes Ansehen. Sie berät jährlich mehrere hundert Personen 
innerhalb und ausserhalb der Verwaltung. Das Spektrum ist sehr breit und reicht von 
telefonischen Auskünften bis hin zu derartigen komplexen Fällen. Die Fachstelle ge-
niesst mein Vertrauen, sie hat ihre Abläufe selbstkritisch hinterfragt und optimiert. Die 
Materialien zur sexuellen Belästigung wurden extern beurteilt. Dieser Einzelfall wurde 
professionell nachbereitet. Die GPK wirft der Fachstelle vor, sie hätte ihre Vermittlungs-
funktion nicht in ausreichender Weise wahrgenommen. Der Bericht der GPK hält fest, 
dass es zu diesem Umstand unterschiedliche Aussagen gab. Es kann nur vermittelt 
werden, wenn dies von den Betroffenen gewünscht wird. Es kann vorkommen, dass 
eine Vermittlung nichts mehr bringt oder sogar kontraproduktiv wirken kann. Der Vorwurf 
der GPK ist unzutreffend. Eine Vermittlung wäre in diesem Fall nicht mehr realistisch 
gewesen. Der breite Aufgabenkatalog der Fachstelle für Gleichstellung ist eine Heraus-
forderung. Der Stadtrat hielt fest, die Empfehlungen 6 und 7 ergebnisoffen zu prüfen. 
Die Ombudsstelle äusserte sich kritisch zu diesen Empfehlungen. Wir werden sämtliche 
Schnittstellen analysieren. Die Interpellation der FDP-Fraktion von Oktober 2014 stellt 
den Aufgabenkatalog der ZFG zur Diskussion. Für den Stadtrat steht im Vordergrund, 
dass alle Mitarbeitenden vor sexuellen Belästigungen geschützt werden müssen. Des-
halb muss diese Debatte ein klares Signal setzen. Der Schutz der Angestellten vor se-
xuellen und sexistischen Belästigungen und Übergriffen ist eine wichtige Aufgabe für 
Führungspersonen. Sollte es dennoch zu Vorfällen kommen, steht die ZFG mit ihrem 
Beratungsangebot zur Verfügung. Als weitere Anlaufstellen können die Vertrauensper-
sonen und die Ombudsstelle betrachtet werden. Inakzeptables Fehlverhalten muss 
schnell beendet werden. Nur so können die Mitarbeitenden gute Arbeit in einem guten 
Arbeitsklima leisten. 
 
 
Begründung und Ablehnung Rückweisungsantrag: 
 
Min Li Marti (SP): Bei diesem Rückweisungsantrag geht es nicht darum, nicht anzuer-
kennen, dass die GPK viel und sorgfältige Arbeit geleistet hat. Eine solche Untersu-
chung ist belastend und führt ein Milizparlament an seine Grenzen. Die Fälle sind kom-
plex und müssen im Einzelnen untersucht und betrachtet werden. Dies macht diesen 
Bericht auch problematisch. Die GPK legte Wert darauf, die Persönlichkeit der Betroffe-
nen zu schützen. Dies ist zwar richtig, führt jedoch dazu, dass die Mitglieder der GPK 
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viel mehr Informationen besitzen, als der Rest des Rats. Für mich als Leserin sind ein-
zelne Stellen des Berichts nicht verständlich. Es haben viele Personen mit vielen ver-
schiedenen Meinungen an diesem Bericht mitgearbeitet. Dies führt dazu, dass es dieser 
Bericht inhaltlich allen an der Erarbeitung beteiligten Personen Recht machen will. Die-
ser Anspruch war zu hoch. Dieser Bericht ist teilweise unklar und widersprüchlich. Wi-
dersprüchlich sind beispielsweise Aussagen zur Schwere der Fälle. So schwankt die 
Einschätzung zwischen eindeutigen Verletzungen und Äusserungen im Graubereich. 
Die Gewichtung der Verantwortung ist ebenfalls fragwürdig. Die Rolle der Fachstelle für 
Gleichstellung wird viel schärfer kritisiert, als diejenige des ewz. Wir gaben den Auftrag, 
das Betriebsklima in der betroffenen Abteilung zu untersuchen. In der Administrativun-
tersuchung wurde festgestellt, dass in der betreffenden Abteilung des ewz ein frauen-
feindliches Klima herrscht. Im Bericht der GPK steht, dass die Mitarbeitenden des ewz 
das Betriebsklima gut finden. Zum Betriebsklima der betroffenen Abteilung werden keine 
Aussagen getroffen. Die Einordnung der GPK zur Administrativuntersuchung ist unklar. 
Zur Beurteilung dieser Empfehlungen bräuchten wir ein vertieftes Wissen über die Vor-
fälle. Es wurde gesagt, man könne keine einzelne Empfehlung herausstreichen. Ich fin-
de es wichtig, dass die Rolle der Fachstelle für Gleichstellung betrachtet und hinterfragt 
wurde. Es ist jedoch fragwürdig, wenn die GPK das Resultat der Empfehlung vorweg-
nimmt. 
 
Michael Schmid (FDP): In der Begründung zum Rückweisungsantrag war von einer 
Überforderung der GPK und des Milizparlaments die Rede. Es ist fraglich, ob eine sol-
che Aussage von einem verantwortungsvollen Umgang mit diesen Institutionen zeugt. 
Es ist fragwürdig, einen solchen Rückweisungsantrag von der grössten Fraktion zu er-
halten. Der Rückweisungsantrag disqualifiziert sich durch die Einleitung der Begrün-
dung. Der Auftrag des Gemeinderats wird falsch wiedergegeben. Der Gemeinderat be-
auftragte die GPK, die Situation in der Führung des ewz zu untersuchen. Die Wider-
sprüchlichkeit des Berichts der GPK ist für mich nicht nachvollziehbar. Wenn der Bericht 
in seiner Gesamtheit betrachtet wird, ist der Bericht klar. Es gab einen Legislaturwech-
sel, weshalb sechs neue Mitglieder zur GPK hinzustiessen, die einstimmig die Kennt-
nisnahme des Berichts empfehlen. Auch hinsichtlich der Fragen zur Führungskultur ist 
der Bericht nachvollziehbar und kohärent. Die Empfehlungen richten sich vor allem an 
die Leitung des ewz. Wir haben uns in einem ausreichenden Umfang zu Administra-
tivuntersuchungen geäussert. Es war nicht unser Auftrag, Administrativuntersuchungen 
zu überprüfen und zu qualifizieren. Die Administrativuntersuchung brachte uns zahlrei-
che Erkenntnisse. Wir haben die Aussagen geprüft und unsere Erkenntnisse klar darge-
legt. Die Aussagen zur Fachstelle sind ebenfalls nicht haltbar. Entweder führte unsere 
Untersuchung zu nicht erwünschten Ergebnissen oder unsere Aussagen wurden nicht 
verstanden. Die Fachstelle trägt eine Mitverantwortung für die unglückliche Entwicklung 
im Zeitrahmen von August 2012 und Oktober 2013. Es braucht keine Rückweisung, 
sondern eine sachliche Prüfung der Empfehlungen und einen Bericht des Stadtrats über 
den Umgang mit den Empfehlungen. 
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Begründung Änderungsantrag 1 
 
Michael Schmid (FDP): Die Rechtskonsulentin legte überzeugend dar, dass die Stel-
lungnahme des Stadtrats von Oktober 2014 an die GPK lediglich der Wahrung des 
rechtlichen Gehörs bei einer Untersuchung durch die GPK diente und deshalb eine Be-
schlussfassung des Gemeinderats zu dieser Stellungnahme unnötig ist. 
 
 
Begründung Änderungsantrag 2 
 
Karin Rykart Sutter (Grüne): Die Grünen wollen den Bericht der GPK ablehnend zur 
Kenntnis nehmen. Wir sind mit dem vorliegenden Bericht nicht zufrieden, da wir der An-
sicht sind, dass er die offenen Fragen nicht ausreichend beantwortet.  
 
Weitere Wortmeldungen: 
 
Dr. Bernhard im Oberdorf (SVP): Die Arbeit an diesem Bericht war eine Gratwande-
rung. Wir wollten der Angelegenheit gerecht werden, aber nichts preisgeben, das Per-
sonen verletzen könnte. Es entstand bereits genügend Schaden dadurch, dass diese 
Angelegenheit durch die Presse hochgespielt wurde. Die Arbeit der GPK war durch eine 
ausgeprägte Sachlichkeit geprägt. Es wurde Abstand von irgendwelchen politischen 
oder ideologischen Anträgen genommen. Deshalb ist der Rückweisungsantrag fragwür-
dig. Es wäre nicht zielführend, wenn die GPK ihre Arbeit nochmals machen müsste. Wir 
mussten das Ganze in einem Zusammenhang betrachten und auch das Büro für 
Gleichstellung, dessen Rolle zentral war, in die Betrachtung einbeziehen. Deshalb emp-
fahl die GPK, die Ombudsaufgaben des Büros für Gleichstellung an die Ombudsfrau zu 
transferieren. Die Ombudsfrau steht ausserhalb der Verwaltung und kann deshalb bes-
ser agieren. Es ist problematisch, wenn der Direktor des ewz die Empfehlung erhält, für 
eine sofortige räumliche Trennung zu sorgen und gleichzeitig nicht erfährt, worum es 
geht. Dies führte zu einer Verunsicherung. Dies stellte einen Kernpunkt bei dieser un-
glücklichen Entwicklung dar. Ein runder Tisch, bei dem alle Beteiligten einbezogen wür-
den, hätte zu einer Entspannung beitragen können. Die Administrativuntersuchung 
machte alles nur noch schlimmer. Die Empfehlung der GPK ist gerechtfertigt. Dieser 
Lobbyismus für das Büro für Gleichstellung ist nicht tragbar.  
 
Nina Fehr Düsel (SVP): Die Rolle der Fachstelle für Gleichstellung war zentral. Die 
lange Dauer der Administrativuntersuchung hatte negative Folgen. Die Fachstelle trägt 
Mitverantwortung. Die Ombudsstelle hätte involviert werden sollen. Wir müssen unsere 
Lehren aus diesem Fall ziehen. Es bringt nichts, den Bericht der GPK zurückzuweisen. 
 
Peter Küng (SP): Der Fokus der Medien lag stark auf der Fachstelle für Gleichstellung. 
Es gab seitens der Fachstelle Versäumnisse. Nichtsdestotrotz schätzen wir die Arbeit 
der Fachstelle und finden sie wichtig. Wir fordern weder personelle Massnahmen, noch 
finden wir die Arbeit der Fachstelle fragwürdig. Wir fragen uns jedoch, wie die Fachstelle 
ihre Ombudstätigkeit wahrnehmen kann. Deshalb haben wir die Empfehlung aufgestellt. 
Es ist entscheidend, dass eine Vermittlung stattfindet. Dies fand in diesem Fall nicht 
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statt. Am Anfang des Problems standen Männer, die nicht wussten, wie man mit und 
über Mitarbeiterinnen kommuniziert und wie man mit ihnen umgeht. Frauen wurden von 
Vorgesetzten diskriminierend behandelt. Dies stellt das Hauptproblem dar und wird im 
Bericht nicht verschwiegen. Mich erstaunt die Kritik an unserer Haltung zur Fachstelle 
für Gleichstellung, da wir beim ewz deutliche Worte brauchen. Die Probleme beim ewz 
werden klar benannt. Es ist wichtig, dass aus diesem Fall Lehren gezogen werden. Die 
Ombudsstelle wurde damals nicht bekannt gemacht. Wir weisen darauf hin, dass keine 
personalrechtlichen Massnahmen gemäss Artikel 17 des Personalrechts notwendig 
sind. Die Lehren aus dem Fall beziehen sich auf das ewz, müssen aber von der ganzen 
Stadt beachtet werden. Die Stadt steht in der Pflicht, niemanden alleine zu lassen, der 
Opfer derartiger Belästigungen wurde.  
 
Isabel Garcia (GLP): Sexuelle oder sexistische Belästigung ist nicht tolerierbar und 
muss bekämpft werden. Konkret bedeutet dies, dass Vorgesetzte dafür verantwortlich 
sind, dass die persönlichen Grenzen ihrer Untergebenen jederzeit in Bezug auf Nähe 
und Distanz in der Kommunikation und im Umgang gewahrt bleiben. Ferner sind die 
Vorgesetzten dafür verantwortlich, dass sexuelle und sexistische Belästigungen im 
Team nicht geduldet werden. Dazu gehört eine rasche Behandlung von Vorfällen und 
Beschwerden sowie eine konsequente Ahndung von Verstössen, das Ausüben einer 
Vorbildfunktion im Hinblick auf eine Null-Toleranz-Richtlinie und auf das eigene Verhal-
ten. Das Verhalten von Vorgesetzten ist der zentrale Faktor in der Bekämpfung sexisti-
scher und sexueller Belästigung am Arbeitsplatz. Wir haben intensiv und kontrovers 
über die Inhalte und Empfehlungen des Berichts der GPK diskutiert. Es standen zwei 
Aspekte im Mittelpunkt. Erstens: Nach einer langen und intensiven Untersuchung ver-
abschiedete die GPK ihren Bericht einstimmig. Die GPK kommt zum Schluss, dass die 
verschiedenen Fachstellen ihre Interventionen und ihre Vorgehensweise besser koordi-
nieren könnten. Sie kommt zum Schluss, dass eine bessere Dokumentation und die 
direkte Aussprache mit den Betroffenen empfohlen werden kann. Sie empfiehlt, dass 
Umfragen zum Arbeitsklima sowie weitere Präventionsmassnahmen weiterhin im Auge 
behalten werden sollten. Zweitens ging es in unserer Besprechung des Berichts um die 
sechste Empfehlung des GPK-Berichts. Diese Empfehlung machte uns betroffen, dass 
in einem solchen Fall der Fachstelle für Gleichstellung Versäumnisse in einem solchen 
Umfang angelastet werden sollen, dass eine Beschneidung der Kompetenzen angesagt 
sein soll. Wir fragten uns, ob die Verhältnismässigkeit gewahrt blieb oder die Aufmerk-
samkeit auf einen Nebenschauplatz gelenkt werden soll. Die Stellungnahme des Stadt-
rats geht in die richtige Richtung. Die Kritik muss ernst genommen werden. Die Abläufe 
können überprüft und angepasst werden. Eine Übertragung an die Ombudsstelle ist aus 
unserer Sicht nicht zielführend. 
 
Dr. Esther Straub (SP): Es wurde gesagt, dass Männer das Problem auslösten und 
dass dies deutlich im GPK-Bericht zum Ausdruck komme. Dies ist aus unserer Sicht 
nicht der Fall. Die Beschreibung der Vorkommnisse wird lediglich passiv formuliert, es 
wird kein Täter benannt. Die Täter werden lediglich in einer vagen Nebenbemerkung 
erwähnt. Wir wissen, um wie viele Opfer es sich handelt. Wir erfahren alles über diese 
Frauen. Wir erfahren aber nichts über die Täter. Die Täter werden entpersonalisiert und 
geschützt. Die Opfer sind personalisiert und werden nicht verteidigt, wenn die nicht tole-
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rierbaren Äusserungen plötzlich zu Äusserungen im Grenzbereich werden. Die Frauen 
werden auf ihr Frausein reduziert. Dieses Ungleichgewicht ist nicht tragbar.  
 
Marco Denoth (SP): Die erwähnten Massnahmen, die ab 2002 implementiert wurden, 
sind gut, dennoch kam es zu diesen Vorfällen. Die Vorfälle waren schlimm, der Umgang 
mit den Vorfällen war verheerend. Es ist eine Tatsache, dass vier Mitarbeitende nicht 
mehr bei der Stadt arbeiten. Der Arbeitgeber ist das ewz und somit auch für die Mitar-
beitenden verantwortlich. Die Administrativuntersuchung wurde verzögert, der Bericht 
war ungenügend. Die Gründe sind in der Führung des ewz zu suchen. Den Frauen wäre 
von Anfang an ein Rechtsbeistand zugestanden. Darüber wurden sie nicht informiert. 
Das ewz hätte als Auftraggeber beim Leiter des Verfahrens Druck machen und eine 
raschere Bearbeitung fordern sollen. Der Direktor des ewz hätte einen Zeitplan aufstel-
len und ihn diesen Frauen mitteilen sollen. Dieser Zeitplan hätte auch bei der Leitung 
der Untersuchung durchgesetzt werden müssen. Das ewz akzeptiert den Bericht der 
Administrativuntersuchung weitgehend vorbehaltslos, obwohl er offensichtlich Mängel 
aufweist. Er wurde zu spät eingereicht und hat formale und inhaltliche Mängel. Diese 
Punkte wurden von der Fachstelle für Gleichstellung bemängelt. Die Betreuung der 
Frauen war ungenügend. Die Frauen wurden nicht informiert, das Case Management 
und die Personalabteilung haben versagt. Den Frauen wurden keine angemessenen 
alternativen Arbeitsstellen angeboten. Die Frauen und die Beschuldigten standen in ei-
nem luftleeren Raum. Es ist nicht ausreichend, die Handlungsverantwortung an eine 
Administrativuntersuchung oder an Juristen abzugeben. Die Führungsverantwortung 
wurde weder beim Departement noch bei der Direktion des ewz wahrgenommen. Diese 
Versäumnisse führten zum Ausscheiden von vier motivierten und sehr gut qualifizierten 
Mitarbeitenden. 
 
Markus Kunz (Grüne): Die GPK hat sehr gute Arbeit geleistet. Es ist ein fragwürdiges 
Signal, wenn der Bericht ablehnend zur Kenntnis genommen wird. Nichtsdestotrotz ver-
stehe ich alle, die den Bericht ablehnend zur Kenntnis nehmen wollen. Erstens kann 
nicht genügend betont werden, dass eine Sonderkommission der GPK keine Wahrheits-
kommission ist. Sie hat keine richterliche Befugnis, sie kann nicht über Schuld und Un-
schuld befinden. Der GPK wurde nicht immer die Wahrheit gesagt, dies ist jedoch nicht 
strafbar. Eine motivierte Rückweisung kann daran nichts ändern. Es wurden nicht alle 
relevanten Personen in die Untersuchung einbezogen. Ich hoffe, dass die soziale Kon-
trolle greifen wird. Die drei Opfer arbeiten nicht mehr beim ewz, ein Täter ist gegangen, 
die übrigen Täter arbeiten weiterhin im ewz. Der Tatbestand ist strafrechtlich nicht rele-
vant. Dagegen kann die GPK nichts tun. Die Stadt und das ewz haben ihre Pflicht als 
Arbeitgeber verletzt. Ein solcher Vorfall wird in Zukunft wieder passieren. Sexuelle und 
sexistische Belästigung ist kein Kavaliersdelikt. Es geht nicht um Bagatellen, sondern 
um Angriffe auf die Würde und Integrität von Menschen. Nulltoleranz ist die einzige 
mögliche Antwort darauf. 
 
Karin Weyermann (CVP): Es gibt zu diesem Thema viele Merkblätter und Verhaltens-
grundsätze. Oft wird richtig und gut reagiert. Dennoch kommt es zu nicht tolerierbaren 
Fällen. Aus diesen Fällen müssen wir Lehren ziehen. Es ist wichtig, adäquat auf solche 
Fälle zu reagieren. Die Fachstelle für Gleichstellung hat in diesem Fall ihre Kompeten-



 

10 / 26 
 
 

zen nicht in genügender Weise eingebracht. Dadurch konnte sie ihrer Kernaufgabe nicht 
nachkommen. Die Kompetenzen sind vorhanden. Die Koordination ist ein weiterer Be-
reich. Es gibt viele Stellen, die in diesem Bereich tätig sind. Hier sollte die Koordination 
verbessert werden, damit sich alle auf demselben Stand befinden. Die Zuständigkeiten 
müssen klar geregelt werden. Es ist schade, dass die Vermittlung nicht geklappt hat. Ich 
bin mir nicht sicher, ob sich die Frauen bewusst waren, was eine Administrativuntersu-
chung für sie bedeuten wird. Es ist bedauerlich, dass vier Personen nicht mehr für die 
Stadt arbeiten.  
 
Michael Baumer (FDP) beantragt Abstimmung unter Namensaufruf: Für mich als Aus-
senstehenden ist der Bericht nachvollziehbar. Er enthält viele Empfehlungen, jedoch 
keine Empfehlung zur Auflösung der Fachstelle. Das Verhalten der SP und der Grünen 
ist nicht nachvollziehbar. Die GPK untersucht Abläufe und macht keine Strafuntersu-
chung. Wenn dieser Bericht ablehnend zur Kenntnis genommen wird, dann fällt damit 
ein politisches Urteil in einem Fall, in dem es um Abläufe gehen sollte. Dies kann nicht 
zielführend sein. Diese Anträge auf Rückweisung und ablehnende Kenntnisnahme kön-
nen so nicht stehengelassen werden, weshalb ich eine Abstimmung unter Namensaufruf 
beantrage. 
 
Andreas Kirstein (AL): In den Voten kamen viele wichtige Aspekte zur Sprache. Es 
geht beim Rückweisungsantrag nicht um eine Auseinandersetzung zwischen SP und 
FDP, es geht auch nicht um die Fachstelle für Gleichstellung und es geht auch nicht um 
die GPK. Ebensowenig geht es um den Gemeinderat. Wenn ein Bericht vorgelegt wird, 
dann wird über den Bericht diskutiert. Die GPK befindet sich nicht im politikfreien Raum. 
Die GPK nimmt politische Wertungen vor. Es ist ebenso Aufgabe des Gemeinderats, 
politische Wertungen zu machen und die Wertungen des Berichts kontrovers zu disku-
tieren. Ich habe lange als Personalchef einer öffentlichen Institution gearbeitet und 
möchte deshalb zur Administrativuntersuchung sprechen. Die Administrativuntersu-
chung hatte im vorliegenden Fall Mängel. Dies sollte das Instrument der Administra-
tivuntersuchung nicht diskreditieren. Es sollte auch nicht dazu führen, dass künftig an-
stelle von Administrativuntersuchungen nur noch Gespräche oder Vergleiche geführt 
werden. Oft kann eine Lösung gefunden werden. Bei Vergleichen verlieren oft die Opfer. 
Eine zügig und professionell durchgeführte Administrativuntersuchung garantiert rechtli-
ches Gehör für Opfer und Täter und sie garantiert eine rasche Behandlung.  
 
Min Li Marti (SP): Bernhard im Oberdorf (SVP) wies auf die Gratwanderung zwischen 
vertraulichen Informationen und dem öffentlichen Interesse hin. Michael Schmid (FDP) 
missverstand meine Einleitung. Es geht mir nicht darum zu sagen, dass die GPK über-
fordert sei. Ich sagte, dass es sich um eine schwierige Aufgabe handelt, alle Wertungen 
zusammenzuführen. Wenn die GPK etwas als klar empfindet, dann kann dies auf Aus-
senstehende anders wirken. Eine Untersuchung der GPK ist keine Strafuntersuchung. 
Es geht um Aufklärung und die Untersuchung eines Falls. Es handelt sich um eine poli-
tische Wertung, die hier diskutiert wird. Die Arbeitsweise der GPK ist stark auf Konsens-
findung ausgerichtet. Wir als Gemeinderat können das anders bewerten. Es ist wichtig, 
dass nicht aufgrund von Wortklauberei und unterschiedlicher Wahrnehmung der Vorfall 
in den Hintergrund gerät. Es ist nicht tragbar, dass Menschen ihre Anstellung durch sol-



 

11 / 26 
 
 

che Vorfälle verlieren. Es ist nicht tragbar, dass die Aufarbeitung der Vorfälle zur Ver-
schlechterung der Situation für die Betroffenen beiträgt. Bei unserem Rückweisungsan-
trag geht es vor allem darum, dass wir einzelne Aspekte nicht präzis genug finden. 
 
Michael Schmid (FDP): Es entsteht der Eindruck, dass Kritik an der Fachstelle für 
Gleichstellung nicht erwünscht ist. Es geht in diesem Fall um die Stadtverwaltung, der 
es nicht gelang, die Vorgaben des Personalrechts einzuhalten. Es gibt diverse lobens-
werte Bemühungen in diesem Bereich, diese haben in diesem Fall jedoch versagt. 
Wenn die Verantwortungen nicht mehr klar zugeordnet werden können, kann dies prob-
lematisch werden. Die Fachstelle für Gleichstellung hat sich angeblich intensiv mit ihrer 
Rolle auseinandergesetzt. Die GPK ist an den Ergebnissen dieser Auseinandersetzung 
interessiert. Gerade in Bezug auf die Vermittlungstätigkeit haben wir den Eindruck, dass 
unsere Botschaft noch nicht ganz verstanden wurde. Wir finden eine Vermittlung nicht in 
allen Fällen zielführend oder angemessen. In diesem Fall hätte sie jedoch weiterhelfen 
können. Wir hatten einen konkreten Fall zu beurteilen und kamen aufgrund der konkre-
ten Sachverhalte zu unseren Erkenntnissen. Wir müssen davon ausgehen, dass solche 
Fälle vorkommen. Das konkrete Ausmass dieser Fälle muss eingeschätzt werden. Ba-
sierend auf dieser Einschätzung müssen die Konsequenzen gezogen werden. Die Be-
lastungen, denen die betroffenen Mitarbeitenden während und nach den Vorfällen aus-
gesetzt waren, waren immens.   
 
Dr. Bernhard im Oberdorf (SVP): Es ist fragwürdig, ob es so relevant ist, dass Männer 
im Text angeblich begünstigt wurden. Relevant ist, dass der Vizedirektor in der Presse 
mit Name und Bild veröffentlicht wurde. Die Betroffenen blieben lange ohne Unterstüt-
zung. Mit einem direkten Gespräch hätten schneller konstruktive Lösungen gefunden 
werden können. Der Umstand, dass die Fachstelle im Fokus steht, ist nicht auf die GPK, 
sondern auf die Stellungnahme des Stadtrats und die Reaktion der Presse zurückzufüh-
ren. Dieser Lobbyismus ist nicht nachvollziehbar. Solche Vorkommnisse müssen schnell 
angegangen werden. Betroffene müssen rasch handeln und Hilfe suchen. Wir müssen 
aus dem entstandenen Schaden eine Lehre ziehen. 
 
 
Rückweisungsantrag 
 
Min Li Marti (SP) beantragt die Rückweisung des Berichts an die GPK mit folgendem 
Auftrag: 
 
Der vorliegende Bericht soll überarbeitet werden, um Klarheit über die Schwere der Fäl-
le zu schaffen und die Frage der Führungskultur- und Verantwortung des ewz weiter 
aufzuarbeiten. Zudem ist das Betriebsklima der betroffenen Abteilung des EWZ zu un-
tersuchen und die Rolle und der Ablauf der Administrativuntersuchung näher zu be-
leuchten. Des Weiteren ist die Verantwortungsfrage der Fachstelle für Gleichstellung 
nochmals zu prüfen und klarer auszuformulieren. 
 
Michael Baumer (FDP) beantragt Abstimmung unter Namensaufruf. 
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Der Rat stimmt dem Antrag von Michael Baumer (FDP) mit 108 Stimmen zu. Somit ist 
das Quorum von 30 Stimmen gemäss Art. 41 Abs. 1 GeschO GR erreicht. 
 
Abstimmung gemäss Art. 41 GeschO GR: 
 

Abstimmungsprotokoll 

Platz# Name Vorname Partei Stimme  
039 Abele Martin Grüne ENTHALTEN 
144 Ackermann Ruth CVP NEIN 
087 Akyol Ezgi AL JA 
042 Altinay Petek SP JA 
084 Angst Walter AL JA 
012 Aubert Marianne SP JA 
092 Babini Mario parteilos NEIN 
137 Balsiger Samuel SVP NEIN 
063 Bär Linda SP JA 
003 Bartholdi Roger SVP NEIN 
098 Baumann Markus GLP NEIN 
168 Baumer Michael FDP NEIN 
114 Bertozzi Roberto SVP NEIN 
051 Bieri Cordula Grüne ENTHALTEN 
119 Bourgeois Marc FDP NEIN 
031 Brander Simone SP JA 
068 Bührig Marcel Grüne NEIN 
131 Bürki Martin FDP NEIN 
176 Bürlimann Martin SVP NEIN 
049 Denoth Marco SP JA 
009 Diggelmann Simon SP JA 
096 Dubno Samuel GLP NEIN 
061 Edelmann Andreas SP JA 
004 Egger Heidi SP JA 
167 Egger Urs FDP NEIN 
130 Egli Andreas FDP NEIN 
046 Esseiva Nicolas SP JA 
110 Fehr Düsel Nina SVP NEIN 
127 Fehr Urs SVP NEIN 
008 Fischer Renate SP NEIN 
001 Frei Dorothea SP JA 
043 Früh Anjushka SP JA 
099 Garcia Isabel GLP NEIN 
161 Gautschi Adrian GLP -- 
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034 Glaser Helen SP JA 
154 Götzl Martin SVP NEIN 
020 Graf Davy SP JA 
088 Guggenheim Eduard AL JA 
035 Helfenstein Urs SP NEIN 
072 Hirsiger Eva Grüne ENTHALTEN 
011 Huber Patrick Hadi SP JA 
005 Hug Christina Grüne ENTHALTEN 
143 Hungerbühler Markus CVP NEIN 
160 Hüni Guido GLP NEIN 
116 Huser Christian FDP NEIN 
175 Hüssy Kurt SVP NEIN 
111 im Oberdorf Bernhard SVP NEIN 
123 Iten Stephan SVP NEIN 
170 Jäger Alexander FDP NEIN 
038 Kälin Simon Grüne NEIN 
014 Käppeli Hans Jörg SP JA 
086 Kirstein Andreas AL JA 
025 Kisker Gabriele Grüne ENTHALTEN 
118 Kleger Thomas FDP NEIN 
026 Knauss Markus Grüne ENTHALTEN 
147 Kobler Raphael FDP NEIN 
044 Kraft Michael SP JA 
183 Küng Peter SP NEIN 
071 Kunz Markus Grüne ENTHALTEN 
066 Lamprecht Pascal SP JA 
158 Landolt Maleica GLP NEIN 
133 Lauber Tamara FDP NEIN 
134 Leiser Albert FDP NEIN 
081 Leitner Verhoeven Andrea AL JA 
121 Liebi Roger SVP NEIN 
149 Luchsinger Christoph FDP NEIN 
101 Luchsinger Martin GLP NEIN 
082 Maino Rosa AL JA 
201 Manser Joe A. SP -- 
163 Mariani Mario CVP NEIN 
048 Marti Min Li SP JA 
069 Meier-Bohrer Karin Grüne ENTHALTEN 
104 Merki Markus GLP NEIN 
140 Monn Thomas SVP NEIN 
024 Moser Felix Grüne ENTHALTEN 
171 Müller Marcel FDP NEIN 
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112 Müller Rolf SVP NEIN 
102 Nabholz Ann-Catherine GLP NEIN 
032 Nüssli Andrea SP JA 
125 Osbahr Thomas SVP NEIN 
058 Papageorgiou Kyriakos SP JA 
115 Pflüger Severin FDP NEIN 
052 Prelicz-Huber Katharina Grüne ENTHALTEN 
073 Probst Matthias Grüne NEIN 
157 Regli Daniel SVP NEIN 
006 Richli Mark SP JA 
021 Rothenfluh Gabriela SP JA 
097 Roy Shaibal GLP NEIN 
054 Rykart Sutter Karin Grüne ENTHALTEN 
010 Sangines Alan David SP JA 
065 Savarioud Marcel SP JA 
083 Schäfli Corinne AL ENTHALTEN 
141 Schatt Heinz SVP NEIN 
135 Scheck Roland SVP NEIN 
077 Scherr Niklaus AL -- 
173 Schick Peter SVP NEIN 
089 Schiller Christina AL JA 
152 Schmid Michael FDP NEIN 
146 Schoch Elisabeth FDP NEIN 
156 Schwendener Thomas SVP NEIN 
041 Seidler Christine SP -- 
019 Silberring Pawel SP JA 
151 Simon Claudia FDP NEIN 
107 Sobernheim Sven GLP NEIN 
018 Speck Roger Paul SP JA 
165 Steger Heinz F. FDP NEIN 
045 Steiner Jonas SP JA 
033 Straub Esther SP JA 
027 Strub Jean-Daniel SP JA 
150 Tognella Roger FDP NEIN 
162 Traber Christian CVP -- 
105 Trevisan Guido GLP NEIN 
166 Tschanz Raphaël FDP NEIN 
108 Tuena Mauro SVP NEIN 
057 Urben Michel SP JA 
138 Urech Stefan SVP NEIN 
120 Uttinger Ursula FDP NEIN 
047 Utz Florian SP JA 
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145 Vogelbacher Reto CVP NEIN 
062 von Matt Hans Urs SP JA 
129 Weyermann Karin CVP NEIN 
113 Widmer Katharina SVP NEIN 
028 Wiesmann Barbara SP JA 
002 Wiesmann Matthias GLP NEIN 
015 Wyler Rebekka SP JA 

 
Der Rat lehnt den Antrag von Min Li Marti (SP) mit 41 gegen 67 Stimmen ab. 
 
 
Änderungsantrag 1 
 
Michael Schmid (FDP) beantragt folgende Änderung der Ziffer 4: 
 
4. Vom Bericht der GPK in Erfüllung des gemeinderätlichen Auftrags gemäss GRB 

4454 (GR Nr. 2013/368) und der Stellungnahme wird Kenntnis genommen. 
 
Der Rat stimmt dem Antrag von Michael Schmid (FDP) stillschweigend zu. 
 
 
Änderungsantrag 2 
 
Karin Rykart Sutter (Grüne) beantragt folgende Änderung der Ziffer 4: 
 
4. Vom Bericht der GPK in Erfüllung des gemeinderätlichen Auftrags gemäss GRB 

4454 (GR Nr. 2013/368) und der Stellungnahme wird ablehnend Kenntnis genom-
men. 

 
Michael Baumer (FDP) beantragt Abstimmung unter Namensaufruf. 
 
Der Rat stimmt dem Antrag von Michael Baumer (FDP) mit 105 Stimmen zu. Somit ist 
das Quorum von 30 Stimmen gemäss Art. 41 Abs. 1 GeschO GR erreicht. 
 
Abstimmung gemäss Art. 41 GeschO GR: 
 

Abstimmungsprotokoll 

Platz# Name Vorname Partei Stimme  
039 Abele Martin Grüne JA 
144 Ackermann Ruth CVP NEIN 
087 Akyol Ezgi AL JA 
042 Altinay Petek SP JA 
084 Angst Walter AL JA 
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012 Aubert Marianne SP JA 
092 Babini Mario parteilos NEIN 
137 Balsiger Samuel SVP NEIN 
063 Bär Linda SP JA 
003 Bartholdi Roger SVP NEIN 
098 Baumann Markus GLP NEIN 
168 Baumer Michael FDP NEIN 
114 Bertozzi Roberto SVP NEIN 
051 Bieri Cordula Grüne JA 
119 Bourgeois Marc FDP NEIN 
031 Brander Simone SP JA 
068 Bührig Marcel Grüne JA 
131 Bürki Martin FDP NEIN 
176 Bürlimann Martin SVP NEIN 
049 Denoth Marco SP JA 
009 Diggelmann Simon SP JA 
096 Dubno Samuel GLP NEIN 
061 Edelmann Andreas SP JA 
004 Egger Heidi SP JA 
167 Egger Urs FDP NEIN 
130 Egli Andreas FDP NEIN 
046 Esseiva Nicolas SP JA 
110 Fehr Düsel Nina SVP NEIN 
127 Fehr Urs SVP NEIN 
008 Fischer Renate SP NEIN 
001 Frei Dorothea SP JA 
043 Früh Anjushka SP JA 
099 Garcia Isabel GLP NEIN 
161 Gautschi Adrian GLP -- 
034 Glaser Helen SP JA 
154 Götzl Martin SVP NEIN 
020 Graf Davy SP JA 
088 Guggenheim Eduard AL JA 
035 Helfenstein Urs SP NEIN 
072 Hirsiger Eva Grüne JA 
011 Huber Patrick Hadi SP JA 
005 Hug Christina Grüne JA 
143 Hungerbühler Markus CVP NEIN 
160 Hüni Guido GLP NEIN 
116 Huser Christian FDP NEIN 
175 Hüssy Kurt SVP NEIN 
111 im Oberdorf Bernhard SVP NEIN 
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123 Iten Stephan SVP NEIN 
170 Jäger Alexander FDP NEIN 
038 Kälin Simon Grüne NEIN 
014 Käppeli Hans Jörg SP JA 
086 Kirstein Andreas AL JA 
025 Kisker Gabriele Grüne JA 
118 Kleger Thomas FDP NEIN 
026 Knauss Markus Grüne JA 
147 Kobler Raphael FDP NEIN 
044 Kraft Michael SP JA 
183 Küng Peter SP NEIN 
071 Kunz Markus Grüne -- 
066 Lamprecht Pascal SP JA 
158 Landolt Maleica GLP NEIN 
133 Lauber Tamara FDP NEIN 
134 Leiser Albert FDP NEIN 
081 Leitner Verhoeven Andrea AL JA 
121 Liebi Roger SVP NEIN 
149 Luchsinger Christoph FDP NEIN 
101 Luchsinger Martin GLP NEIN 
082 Maino Rosa AL JA 
201 Manser Joe A. SP -- 
163 Mariani Mario CVP NEIN 
048 Marti Min Li SP JA 
069 Meier-Bohrer Karin Grüne JA 
104 Merki Markus GLP NEIN 
140 Monn Thomas SVP NEIN 
024 Moser Felix Grüne JA 
171 Müller Marcel FDP NEIN 
112 Müller Rolf SVP NEIN 
102 Nabholz Ann-Catherine GLP NEIN 
032 Nüssli Andrea SP JA 
125 Osbahr Thomas SVP NEIN 
058 Papageorgiou Kyriakos SP JA 
115 Pflüger Severin FDP NEIN 
052 Prelicz-Huber Katharina Grüne JA 
073 Probst Matthias Grüne NEIN 
157 Regli Daniel SVP NEIN 
006 Richli Mark SP JA 
021 Rothenfluh Gabriela SP JA 
097 Roy Shaibal GLP NEIN 
054 Rykart Sutter Karin Grüne JA 
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010 Sangines Alan David SP JA 
065 Savarioud Marcel SP JA 
083 Schäfli Corinne AL -- 
141 Schatt Heinz SVP NEIN 
135 Scheck Roland SVP NEIN 
077 Scherr Niklaus AL -- 
173 Schick Peter SVP NEIN 
089 Schiller Christina AL JA 
152 Schmid Michael FDP NEIN 
146 Schoch Elisabeth FDP NEIN 
156 Schwendener Thomas SVP NEIN 
041 Seidler Christine SP -- 
019 Silberring Pawel SP JA 
151 Simon Claudia FDP NEIN 
107 Sobernheim Sven GLP NEIN 
018 Speck Roger Paul SP JA 
165 Steger Heinz F. FDP NEIN 
045 Steiner Jonas SP JA 
033 Straub Esther SP JA 
027 Strub Jean-Daniel SP JA 
150 Tognella Roger FDP NEIN 
162 Traber Christian CVP -- 
105 Trevisan Guido GLP NEIN 
166 Tschanz Raphaël FDP NEIN 
108 Tuena Mauro SVP NEIN 
057 Urben Michel SP JA 
138 Urech Stefan SVP NEIN 
120 Uttinger Ursula FDP NEIN 
047 Utz Florian SP JA 
145 Vogelbacher Reto CVP NEIN 
062 von Matt Hans Urs SP JA 
129 Weyermann Karin CVP NEIN 
113 Widmer Katharina SVP NEIN 
028 Wiesmann Barbara SP JA 
002 Wiesmann Matthias GLP NEIN 
015 Wyler Rebekka SP JA 

 
Der Rat lehnt den Antrag von Karin Rykart Sutter (Grüne) mit 52 gegen 66 Stimmen ab. 
 
 
Schlussabstimmung über die Ziffer 4 
 
Die GPK beantragt Zustimmung zur Ziffer 4. 
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Zustimmung: Präsident Michael Schmid (FDP), Vizepräsident Dr. Bernhard im Oberdorf (SVP), Rena-

te Fischer (SP), Urs Helfenstein (SP), Simon Kälin (Grüne), Maleica Landolt (GLP), 
Corinne Schäfli (AL), Christine Seidler (SP), Claudia Simon (FDP) 

Abwesend: Nina Fehr Düsel (SVP), Peter Küng (SP) 
 
Gemäss der vorhergehenden Abstimmung wird über die bereinigte Ziffer 4 abgestimmt. 
 
Michael Baumer (FDP) beantragt Abstimmung unter Namensaufruf. 
 
Der Rat stimmt dem Antrag von Michael Baumer (FDP) mit 105 Stimmen zu. Somit ist 
das Quorum von 30 Stimmen gemäss Art. 41 Abs. 1 GeschO GR erreicht. 
 
Abstimmung gemäss Art. 41 GeschO GR: 
 

Abstimmungsprotokoll 

Platz# Name Vorname Partei Stimme  
039 Abele Martin Grüne NEIN 
144 Ackermann Ruth CVP JA 
087 Akyol Ezgi AL NEIN 
042 Altinay Petek SP NEIN 
084 Angst Walter AL NEIN 
012 Aubert Marianne SP NEIN 
092 Babini Mario parteilos JA 
137 Balsiger Samuel SVP JA 
063 Bär Linda SP NEIN 
003 Bartholdi Roger SVP JA 
098 Baumann Markus GLP ENTHALTEN 
168 Baumer Michael FDP JA 
114 Bertozzi Roberto SVP JA 
051 Bieri Cordula Grüne NEIN 
119 Bourgeois Marc FDP JA 
031 Brander Simone SP NEIN 
068 Bührig Marcel Grüne NEIN 
131 Bürki Martin FDP JA 
176 Bürlimann Martin SVP JA 
049 Denoth Marco SP NEIN 
009 Diggelmann Simon SP NEIN 
096 Dubno Samuel GLP JA 
061 Edelmann Andreas SP NEIN 
004 Egger Heidi SP NEIN 
167 Egger Urs FDP JA 
130 Egli Andreas FDP JA 
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046 Esseiva Nicolas SP NEIN 
110 Fehr Düsel Nina SVP JA 
127 Fehr Urs SVP JA 
008 Fischer Renate SP JA 
001 Frei Dorothea SP NEIN 
043 Früh Anjushka SP NEIN 
099 Garcia Isabel GLP JA 
161 Gautschi Adrian GLP -- 
034 Glaser Helen SP NEIN 
154 Götzl Martin SVP JA 
020 Graf Davy SP -- 
088 Guggenheim Eduard AL NEIN 
035 Helfenstein Urs SP JA 
072 Hirsiger Eva Grüne NEIN 
011 Huber Patrick Hadi SP NEIN 
005 Hug Christina Grüne ENTHALTEN 
143 Hungerbühler Markus CVP JA 
160 Hüni Guido GLP JA 
116 Huser Christian FDP JA 
175 Hüssy Kurt SVP JA 
111 im Oberdorf Bernhard SVP JA 
123 Iten Stephan SVP JA 
170 Jäger Alexander FDP JA 
038 Kälin Simon Grüne JA 
014 Käppeli Hans Jörg SP NEIN 
086 Kirstein Andreas AL NEIN 
025 Kisker Gabriele Grüne NEIN 
118 Kleger Thomas FDP JA 
026 Knauss Markus Grüne NEIN 
147 Kobler Raphael FDP JA 
044 Kraft Michael SP NEIN 
183 Küng Peter SP JA 
071 Kunz Markus Grüne JA 
066 Lamprecht Pascal SP NEIN 
158 Landolt Maleica GLP JA 
133 Lauber Tamara FDP JA 
134 Leiser Albert FDP JA 
081 Leitner Verhoeven Andrea AL NEIN 
121 Liebi Roger SVP JA 
149 Luchsinger Christoph FDP JA 
101 Luchsinger Martin GLP JA 
082 Maino Rosa AL NEIN 



 

21 / 26 
 
 

201 Manser Joe A. SP -- 
163 Mariani Mario CVP JA 
048 Marti Min Li SP NEIN 
069 Meier-Bohrer Karin Grüne ENTHALTEN 
104 Merki Markus GLP ENTHALTEN 
140 Monn Thomas SVP JA 
024 Moser Felix Grüne NEIN 
171 Müller Marcel FDP JA 
112 Müller Rolf SVP JA 
102 Nabholz Ann-Catherine GLP JA 
032 Nüssli Andrea SP NEIN 
125 Osbahr Thomas SVP JA 
058 Papageorgiou Kyriakos SP NEIN 
115 Pflüger Severin FDP JA 
052 Prelicz-Huber Katharina Grüne NEIN 
073 Probst Matthias Grüne JA 
157 Regli Daniel SVP JA 
006 Richli Mark SP NEIN 
021 Rothenfluh Gabriela SP NEIN 
097 Roy Shaibal GLP JA 
054 Rykart Sutter Karin Grüne NEIN 
010 Sangines Alan David SP NEIN 
065 Savarioud Marcel SP NEIN 
083 Schäfli Corinne AL ENTHALTEN 
141 Schatt Heinz SVP JA 
135 Scheck Roland SVP JA 
077 Scherr Niklaus AL -- 
173 Schick Peter SVP JA 
089 Schiller Christina AL NEIN 
152 Schmid Michael FDP JA 
146 Schoch Elisabeth FDP JA 
156 Schwendener Thomas SVP JA 
041 Seidler Christine SP -- 
019 Silberring Pawel SP NEIN 
151 Simon Claudia FDP JA 
107 Sobernheim Sven GLP JA 
018 Speck Roger Paul SP NEIN 
165 Steger Heinz F. FDP JA 
045 Steiner Jonas SP NEIN 
033 Straub Esther SP NEIN 
027 Strub Jean-Daniel SP NEIN 
150 Tognella Roger FDP JA 
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162 Traber Christian CVP -- 
105 Trevisan Guido GLP JA 
166 Tschanz Raphaël FDP JA 
108 Tuena Mauro SVP JA 
057 Urben Michel SP NEIN 
138 Urech Stefan SVP JA 
120 Uttinger Ursula FDP JA 
047 Utz Florian SP NEIN 
145 Vogelbacher Reto CVP JA 
062 von Matt Hans Urs SP NEIN 
129 Weyermann Karin CVP JA 
113 Widmer Katharina SVP JA 
028 Wiesmann Barbara SP NEIN 
002 Wiesmann Matthias GLP JA 
015 Wyler Rebekka SP -- 

 
Der Rat stimmt dem Antrag der GPK mit 65 gegen 48 Stimmen zu. 
 
 
Schlussabstimmung über die Ziffer 5 
 
Die GPK beantragt Zustimmung zur Ziffer 5. 
 

Zustimmung: Präsident Michael Schmid (FDP), Vizepräsident Dr. Bernhard im Oberdorf (SVP), Rena-
te Fischer (SP), Urs Helfenstein (SP), Simon Kälin (Grüne), Maleica Landolt (GLP), 
Corinne Schäfli (AL), Christine Seidler (SP), Claudia Simon (FDP) 

Abwesend: Nina Fehr Düsel (SVP), Peter Küng (SP) 
 
Michael Baumer (FDP) beantragt Abstimmung unter Namensaufruf. 
 
Der Rat stimmt dem Antrag von Michael Baumer (FDP) mit 106 Stimmen zu. Somit ist 
das Quorum von 30 Stimmen gemäss Art. 41 Abs. 1 GeschO GR erreicht. 
 
Abstimmung gemäss Art. 41 GeschO GR: 
 

Abstimmungsprotokoll 

Platz# Name Vorname Partei Stimme  
039 Abele Martin Grüne JA 
144 Ackermann Ruth CVP JA 
087 Akyol Ezgi AL NEIN 
042 Altinay Petek SP NEIN 
084 Angst Walter AL NEIN 
012 Aubert Marianne SP NEIN 
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092 Babini Mario parteilos JA 
137 Balsiger Samuel SVP JA 
063 Bär Linda SP NEIN 
003 Bartholdi Roger SVP JA 
098 Baumann Markus GLP JA 
168 Baumer Michael FDP JA 
114 Bertozzi Roberto SVP JA 
051 Bieri Cordula Grüne JA 
119 Bourgeois Marc FDP JA 
031 Brander Simone SP NEIN 
068 Bührig Marcel Grüne JA 
131 Bürki Martin FDP JA 
176 Bürlimann Martin SVP JA 
049 Denoth Marco SP NEIN 
009 Diggelmann Simon SP NEIN 
096 Dubno Samuel GLP JA 
061 Edelmann Andreas SP NEIN 
004 Egger Heidi SP NEIN 
167 Egger Urs FDP JA 
130 Egli Andreas FDP JA 
046 Esseiva Nicolas SP NEIN 
110 Fehr Düsel Nina SVP JA 
127 Fehr Urs SVP JA 
008 Fischer Renate SP JA 
001 Frei Dorothea SP NEIN 
043 Früh Anjushka SP NEIN 
099 Garcia Isabel GLP JA 
161 Gautschi Adrian GLP -- 
034 Glaser Helen SP NEIN 
154 Götzl Martin SVP JA 
020 Graf Davy SP NEIN 
088 Guggenheim Eduard AL NEIN 
035 Helfenstein Urs SP JA 
072 Hirsiger Eva Grüne JA 
011 Huber Patrick Hadi SP NEIN 
005 Hug Christina Grüne ENTHALTEN 
143 Hungerbühler Markus CVP JA 
160 Hüni Guido GLP JA 
116 Huser Christian FDP JA 
175 Hüssy Kurt SVP JA 
111 im Oberdorf Bernhard SVP JA 
123 Iten Stephan SVP JA 
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170 Jäger Alexander FDP JA 
038 Kälin Simon Grüne JA 
014 Käppeli Hans Jörg SP NEIN 
086 Kirstein Andreas AL NEIN 
025 Kisker Gabriele Grüne JA 
118 Kleger Thomas FDP JA 
026 Knauss Markus Grüne JA 
147 Kobler Raphael FDP JA 
044 Kraft Michael SP NEIN 
183 Küng Peter SP JA 
071 Kunz Markus Grüne JA 
066 Lamprecht Pascal SP NEIN 
158 Landolt Maleica GLP JA 
133 Lauber Tamara FDP JA 
134 Leiser Albert FDP JA 
081 Leitner Verhoeven Andrea AL NEIN 
121 Liebi Roger SVP JA 
149 Luchsinger Christoph FDP JA 
101 Luchsinger Martin GLP JA 
082 Maino Rosa AL NEIN 
201 Manser Joe A. SP -- 
163 Mariani Mario CVP JA 
048 Marti Min Li SP JA 
069 Meier-Bohrer Karin Grüne JA 
104 Merki Markus GLP ENTHALTEN 
140 Monn Thomas SVP JA 
024 Moser Felix Grüne JA 
171 Müller Marcel FDP JA 
112 Müller Rolf SVP JA 
102 Nabholz Ann-Catherine GLP JA 
032 Nüssli Andrea SP NEIN 
125 Osbahr Thomas SVP JA 
058 Papageorgiou Kyriakos SP NEIN 
115 Pflüger Severin FDP JA 
052 Prelicz-Huber Katharina Grüne JA 
073 Probst Matthias Grüne JA 
157 Regli Daniel SVP JA 
006 Richli Mark SP NEIN 
021 Rothenfluh Gabriela SP NEIN 
097 Roy Shaibal GLP JA 
054 Rykart Sutter Karin Grüne JA 
010 Sangines Alan David SP NEIN 
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065 Savarioud Marcel SP NEIN 
083 Schäfli Corinne AL ENTHALTEN 
141 Schatt Heinz SVP JA 
135 Scheck Roland SVP JA 
077 Scherr Niklaus AL -- 
173 Schick Peter SVP JA 
089 Schiller Christina AL NEIN 
152 Schmid Michael FDP JA 
146 Schoch Elisabeth FDP JA 
156 Schwendener Thomas SVP JA 
041 Seidler Christine SP -- 
019 Silberring Pawel SP NEIN 
151 Simon Claudia FDP JA 
107 Sobernheim Sven GLP JA 
018 Speck Roger Paul SP NEIN 
165 Steger Heinz F. FDP JA 
045 Steiner Jonas SP NEIN 
033 Straub Esther SP NEIN 
027 Strub Jean-Daniel SP NEIN 
150 Tognella Roger FDP JA 
162 Traber Christian CVP -- 
105 Trevisan Guido GLP JA 
166 Tschanz Raphaël FDP JA 
108 Tuena Mauro SVP JA 
057 Urben Michel SP NEIN 
138 Urech Stefan SVP JA 
120 Uttinger Ursula FDP JA 
047 Utz Florian SP NEIN 
145 Vogelbacher Reto CVP JA 
062 von Matt Hans Urs SP JA 
129 Weyermann Karin CVP JA 
113 Widmer Katharina SVP JA 
028 Wiesmann Barbara SP NEIN 
002 Wiesmann Matthias GLP JA 
015 Wyler Rebekka SP NEIN 

 
Der Rat stimmt dem Antrag der GPK mit 78 gegen 39 Stimmen zu. 
 
 
Damit ist beschlossen: 
 
4. Vom Bericht der GPK in Erfüllung des gemeinderätlichen Auftrags gemäss GRB 

4454 (GR Nr. 2013/368) wird Kenntnis genommen. 
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5. Der Stadtrat wird beauftragt, die im Bericht enthaltenen Empfehlungen zu prüfen und 
der GPK in einem Jahr über deren Umsetzung Bericht zu erstatten.  

 
Mitteilung an den Stadtrat und amtliche Publikation am 10. Dezember 2014 

 
 
 
Im Namen des Gemeinderats 
 
 
Präsidium 
 
 
Sekretariat 


